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ANALYSE

Frauenrechte in Zeiten des Populismus
Małgorzata Druciarek, Warschau

Zusammenfassung
Das Ziel, die Familie zu stärken, steht auf der politischen Agenda der Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit 
(Prawo i Sprawiedliwość – PiS) ganz oben. Entscheidungen im Bereich der reproduktiven Gesundheit und Maß-
nahmen in der Familien- und Rentenpolitik sowie weltanschauliche Einstellungen und rechtliche Regelungen 
gegenüber Frauen zeigen deutlich, dass diese vor allem als Mütter und Ehefrauen betrachtet werden. Zu den Fol-
gen dieser Politik gehört die Deaktivierung der Frauen am Arbeitsmarkt, was gleichzeitig die Entlastung staat-
licher Einrichtungen bei der Ausübung von Betreuungsaufgaben bedeutet. Als Bewusstseinswandel der Frauen 
deutet die Autorin die gesamtpolnischen Massenproteste der Frauen, die seit 2016 im Zusammenhang mit den 
Gesetzesinitiativen zur weiteren Verschärfung des Abtreibungsrechts auftraten. Erste Erfolge der Proteste könn-
ten Frauen bestärken, sich auch künftig entschlossen für ihre Rechte einzusetzen.

»Déjà vu«  – unter diesem Motto gingen am 
17. Januar 2018 in ganz Polen Frauen und Män-

ner auf die Straße, um gegen die Verschärfung des Abtrei-
bungsrechts zu protestieren. Dieser »Schwarze Mittwoch« 
war ein weiterer Streik, der den 3. Oktober 2016 wieder-
holte, als es den polnischen Frauen als den Ersten seit 
dem Regierungswechsel im Herbst 2015 gelungen war, 
sich erfolgreich gegen die Absichten der konservativen 
Abgeordneten zu wehren (vgl. Polen-Analysen Nr. 191 
vom 15. November 2016). Im Jahr 2016 waren zwei Ent-
würfe für ein neues Abtreibungsgesetz im Sejm einge-
reicht worden, »Abtreibungsstopp« (Stop Aborcji) und 
»Retten wir die Frauen« (Ratujmy Kobiety). Trotz Versi-
cherungen der Regierung, dass kein von Bürgern einge-
brachtes Gesetzesprojekt in erster Lesung abgelehnt wer-
den würde, wurde nur der Entwurf für ein vollständiges 
Abtreibungsverbot in Polen zur Beratung an den parla-
mentarischen Ausschuss für Rechtsprechung und Men-
schenrechte weitergeleitet. Indem sie den Gesetzesent-
wurf des Komitees der Gesetzesinitiative »Retten wir 
die Frauen« ablehnte, zeigte die Partei Recht und Gerech-
tigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), dass sie bereit ist, 
den sogenannten Abtreibungskompromiss von 1993 (er 
erlaubt den Schwangerschaftsabbruch, wenn das Leben 
und die Gesundheit der Schwangeren gefährdet sind, im 
Falle einer schweren und irreversiblen Behinderung oder 
unheilbaren Krankheit des Fötus oder wenn die Schwan-
gerschaft Folge einer Straftat ist, d. Red.) aufzukündigen. 
Als Antwort auf diese Entscheidung organisierten Frauen 
in ganz Polen den Ersten Gesamtpolnischen Frauenstreik. 
Der »Schwarze Montag« war die erste Massenmobilisie-
rung der polnischen Frauen zur Verteidigung ihrer Rechte 
und ein klarer Erfolg der Zivilgesellschaft. Der Massen-
protest hatte die Erwartungen sowohl der Organisatorin-
nen als auch der Regierungsvertreter übertroffen. Kaum 
zwei Tage nach dem Streik der Frauen stimmte der par-
lamentarische Ausschuss für Rechtsprechung und Men-
schenrechte für die gänzliche Ablehnung des Gesetzes-

projekts. Die Polinnen waren sich jedoch dessen bewusst, 
dass eine gewonnene Schlacht noch keinen gewonnenen 
Krieg bedeutet – umso mehr, als gleich nach den Ereig-
nissen des Oktober 2016 die damalige Ministerpräsiden-
tin Beata Szydło Arbeiten an einem breit angelegten Pro-
gramm zum Schutz des werdenden Lebens ankündigte.

Die Rückkehr des Themas Abtreibung auf die politi-
sche Agenda ließ ein Jahr auf sich warten. Am 10. Januar 
2018 fand im Sejm die erste Lesung zweier weiterer Bür-
gergesetzesinitiativen statt  – »Retten wir die Frauen« 
sowie »Stopp die Abtreibung« (Zatrzymaj aborcję). Die 
Geschichte liebt die Wiederholung – das Projekt, das 
den Zugang zum Schwangerschaftsabbruch liberalisieren 
sollte, wurde in erster Lesung abgelehnt, während der Ent-
wurf, der das Abtreibungsrecht weiter verschärft, zur Bera-
tung an den Ausschuss weitergeleitet wurde. Polinnen und 
Polen gingen abermals aufgebracht auf die Straße. Ihre 
Wut richtete sich nun vor allem gegen Abgeordnete der 
Oppositionsparteien, deren Abwesenheit im Sejm wäh-
rend der Abstimmung dazu geführt hatte, dass das Pro-
jekt »Retten wir die Frauen« abgelehnt wurde. Als Ant-
wort auf die Frauenproteste reichte die Partei Die Moderne 
(Nowoczesna) ihren eigenen Gesetzesentwurf im Sejm ein, 
der die Liberalisierung des Abtreibungsrechts in Polen vor-
sieht. Gleichzeitig kündigte sie an, den abgelehnten Ent-
wurf als Abgeordnetenprojekt einzureichen. Alles weist 
darauf hin, dass die Abgeordneten an mehr als einem 
Gesetzesentwurf arbeiten werden. Zu welchem Abschluss 
wird es kommen? Wird der Status quo legaler Schwan-
gerschaftsabbrüche noch einmal bewahrt? Oder wird die 
PiS, die von Beginn ihrer Regierungszeit eine konsequente 
Anti-Frauen-Politik betreibt, die Änderung des sogenann-
ten Abtreibungskompromisses herbeiführen?

Die reproduktive Gesundheit oder wie und 
wann die Polinnen gebären sollen
Die Aktivitäten der PiS, die auf die Regulierung der Fort-
pflanzungsrechte der Polinnen gerichtet sind, beschränk-

http://www.laender-analysen.de/polen/pdf/PolenAnalysen191.pdf


POLEN-ANALYSEN NR. 212, 06.02.2018 3

ten sich nicht auf die Frage des Zugangs zum Schwan-
gerschaftsabbruch. Eine der ersten Entscheidungen der 
Regierung von Beata Szydło, die die Frauen betraf, war, 
das Programm zur Kostenübernahme bei künstlicher 
Befruchtung einzustellen, dank dessen über 5.000 Kin-
der zur Welt kamen. Am 30. Juni 2016 wurden zum 
letzten Mal die finanziellen Mittel überwiesen.[1] Das 
»Programm zur Heilung von Unfruchtbarkeit mit der 
Methode der künstlichen Befruchtung« lief seit Juli 2013 
und war bis Ende Juni 2016 vorgesehen; die damalige 
Regierung aus Bürgerplattform (Platforma Obywatel-
ska – PO) und Polnischer Bauernpartei (Polskie Stron-
nictwo Ludowe – PSL) verlängerte es in ihren letzten 
Amtstagen bis Ende 2019. Dies gefiel jedoch der neuen 
Regierung nicht. Ihr damaliger Gesundheitsminister 
Konstanty Radziwiłł beschloss, die Verlängerung des 
Programms zurückzunehmen. Für viele Paare bedeu-
tete das das Ende der Chancen auf ein eigenes Kind. 
Gleichzeitig wurde das »Programm eines umfassenden 
Schutzes der reproduktiven Gesundheit in Polen« auf-
gelegt,[2] das die NaPro Technology bewirbt, das heißt 
die Methode der natürlichen Familienplanung. Für diese 
fehlen immer noch glaubwürdige Daten, die die Wirk-
samkeit der Methode zur Heilung von Unfruchtbar-
keit bestätigen.

Es ist schwierig, alle Aspekte des oben genann-
ten Regierungsprogramms zum Schutz des werden-
den Lebens eindeutig darzustellen. Es lässt sich jedoch 
erschließen, dass die Entscheidung vom Februar 2017 
dazugehört, den Verkauf von Hormonpräparaten zur 
Schwangerschaftsverhütung ausschließlich auf Rezept 
zuzulassen, ähnlich wie die Entscheidung, den Verkauf 
der sogenannten Pille danach ohne Rezept einzustel-
len. Diese konnte seit dem Jahr 2015 jeder ab dem 15. 
Lebensjahr ohne vorherigen Besuch beim Arzt kaufen. 
Seit dem 23. Juli 2017 ist die »Pille danach« in Polen 
verschreibungspflichtig, im Unterschied zu den ande-
ren Ländern der Europäischen Union, wo die »Notfall-
Verhütung« zum Standard gehört, mit Ausnahme von 
Ungarn und eben Polen.[3]

Zur reproduktiven Gesundheit gehören mit Sicher-
heit auch die Standards der Geburtsbetreuung, deren 
Verbindlichkeit laut Ankündigungen der Regierung 
zum Ende des Jahres 2018 aufgehoben werden sollen.
[4] Das Ziel dieser Standards, die im Laufe von fast drei 
Jahren geschaffen wurden, ist, die Gebärenden abzu-
sichern, indem ihre Rechte als Patientinnen gewahrt 
und ihre Bedürfnisse erfüllt werden. Zurzeit werden 
vom Gesundheitsressort neue Betreuungsstandards aus-
gearbeitet, die ab 2019 gelten sollen.[5] Es gibt noch 
keine verlässlichen Informationen darüber, welche Ände-
rungen das Gesundheitsministerium hier plant. In der 
Medienberichterstattung wird die größere Kontrolle 

über die Schwangere betont. Außerdem weisen Exper-
tinnen und Experten darauf hin, dass sich die neuen 
Standards allein auf die Organisation der gesundheitli-
chen Betreuung beziehen sollen. Die konkreten medi-
zinischen Anwendungen bleiben in der Kompetenz der 
jeweiligen ärztlichen Einrichtungen und ihrer Ärzte.

»Family mainstreaming« – die 
Re-Familiarisierung der Betreuung
Gender mainstreaming, das heißt die »Strategie, die 
Geschlechterperspektive in die Hauptströmung der Poli-
tik und Beschlussfassung zu integrieren, die Bedürf-
nisse und Möglichkeiten beider Geschlechter in allen 
unternommenen Aktivitäten, Projekten und Politi-
ken zu berücksichtigen«,[6] wird von der Europäischen 
Kommission schon seit 1996 als verpflichtend für die 
Politik und die Tätigkeiten der Europäischen Union 
anerkannt. In Polen erfuhr diese Strategie jedoch keine 
eigentliche Implementierung; vielmehr wird gender von 
der Mehrheit der Politiker und der Entscheidungsträger 
als eine schädliche Ideologie betrachtet. Die PiS-Regie-
rung führt dafür konsequent das Prinzip des familiy 
mainstreaming in viele ihrer politischen Entscheidungen 
ein. Dieser Begriff wurde im Jahr 2016 von Wojciech 
Kaczmarczyk, dem damaligen Regierungsbeauftrag-
ten für Gleichberechtigung und Zivilgesellschaft, in die 
öffentliche Debatte eingeführt. Während seines Auf-
tritts in der Generaldebatte der 60. Sitzung der Kom-
mission für den Status der Frauen unterstrich Minister 
Kaczmarczyk unter dem Motto »Familie in Mode« die 
Notwendigkeit, für Familienwerte zu werben.[7] Das 
Ziel, die Familie zu stärken, hat nach Aussagen von Ver-
treterinnen und Vertretern der PiS-Regierung Priorität. 
Familie wird hier sehr konkret als ein Ehepaar mit Kin-
dern verstanden. Alle anderen Familienformen – nicht 
formalisierte Beziehungen, sogenannte unvollständige 
Familien, oder nicht heteronormative Beziehungen, wer-
den praktisch nicht oder nur zu einem sehr geringen 
Grad von der Familienpolitik der Regierung berück-
sichtigt. Gleichzeitig werden Frauen im Rahmen dieser 
Politik vor allem als Mütter und Ehefrauen betrachtet, 
die die staatlichen Einrichtungen bei der Ausübung von 
Betreuungsaufgaben ersetzen.

Die Reform des Rentensystems ist eine hervorra-
gende Illustration dieser Strategie. Frauen in Polen 
bekommen eine deutlich niedrigere Rente als Män-
ner und sind von Altersarmut und gesellschaftlichem 
Ausschluss bedroht.[8] Die Herabsetzung des Renten-
eintrittsalters durch die PiS verschärft dieses Problem 
noch. Nach der Einführung der Reform beträgt die 
Rente teilweise nicht einmal 20 Prozent des letzten Ver-
dienstes und ein bedeutender Anteil der Rentner erwirbt 
nicht einmal das Recht auf die Mindestrente.[9] Frauen 
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betrifft dieses Problem am stärksten. Zurzeit beträgt die 
Rentenlücke 700 Zloty (zirka 170 Euro, d. Red.);[10] 
sie wird sich in Zukunft vergrößern. Nach Experten-
meinung liegt die Hauptursache dieser Situation darin, 
dass jegliche institutionalisierte Unterstützung bei der 
Betreuung älterer Menschen fehlt, sowie in der Tatsa-
che, dass die Frauen in Polen alle betreuerischen Aufga-
ben übernehmen.[11] Hier bestehe eine enge Verknüp-
fung zwischen der Familien- und der Rentenpolitik, 
wobei erstere den Menschen die Rolle aufdrängt, die 
sie in der Gesellschaft erfüllen sollen. Die PiS-Regie-
rung betrachtet Frauen als Betreuungskapital und die 
Senkung des Renteneintrittsalters als Maßnahme, die-
ses Kapital zu aktivieren.[12] In der früher angetrete-
nen Rente betreuen Frauen ihre Enkelkinder, die keinen 
Platz in der Kinderkrippe bekommen haben, und ältere 
Menschen, für die Polen überhaupt keine Betreuungs-
institutionen bereithält außer den Einrichtungen der 
Sozialhilfe.[13] Hinzu kommen »Betreuungspausen«, 
deretwegen Frauen zeitweilig am Arbeitsmarkt ausfal-
len, und die Gehaltslücke, die sich negativ auf die Höhe 
der Rentenzahlungen auswirkt.

Wenn bereits auf die Bedeutung der Familienpo-
litik für die Situation der Frauen hingewiesen wurde, 
muss auch das Standardprogramm der PiS betrachtet 
werden, also das Familienförderprogramm »500 plus«. 
Zweifellos bewirkt es einen Anstieg der Lebensquali-
tät armer Familien, insbesondere kinderreicher. Aller-
dings wurde es nicht mit Blick auf die Frauen konzi-
piert. Von Beginn des Programms an weisen Fachleute 
auf sein deaktivierendes Potential hin. Neueste Berech-
nungen ergeben,[14] dass sich in der zweiten Hälfte 2016 
40.000 bis 55.000 Frauen aus dem Arbeitsmarkt zurück-
gezogen haben. Außerdem hat die Konstruktion des 
Programms zur Folge, dass viele alleinerziehende Müt-
ter mit nur einem Kind aus dem Empfängerkreis aus-
geschlossen werden; häufig sind es dieselben, die auch 
kein Recht auf Nutzung des Alimentefonds haben.[15] 
Den Geist, der das Programm »500 plus« durchzieht, 
fasste die Pressesprecherin der PiS, Beata Mazurek, so 
zusammen: Von einem Journalisten gefragt, was eine 
alleinerziehende Mutter mit einem Kind machen solle, 
da sie kein Geld aus dem Programm erhalte, antwortete 
sie: »Ich werde sie dazu ermuntern, ihre familiäre Situa-
tion zu stabilisieren, mehr Kinder zu haben, um so den 
Unterhalt zu ergattern.«[16]

Die konsequente Politik gegen die Frauen
Eine Reihe weiterer Entscheidungen bzw. Unterlassun-
gen verdeutlicht die Beziehung der Regierungspartei 
zum Schutz der Rechte, Gesundheit und Sicherheit der 
Frauen. Es sind Entscheidungen, die man durchaus als 
konsequente Politik gegen die Frauen bezeichnen kann. 

Die Bekämpfung der familiären Gewalt veranschaulicht 
dies hervorragend. Trotz der Ratifizierung des »Überein-
kommens des Europarats zur Verhütung und Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt«, 
sind die Maßnahmen seit dem Regierungswechsel nicht 
eingeführt worden. Zwar erklärte der Regierungsbe-
vollmächtigte für Bürgergesellschaft und Gleichbe-
rechtigung, dass die Regierung nicht beabsichtige, eine 
Aufkündigung des Übereinkommens in die Wege zu lei-
ten,[17] tatsächlich aber unternimmt sie auch nichts, um 
die Maßnahmen zu implementieren. Außerdem wur-
den vielen Organisationen, die seit Jahren Gewaltop-
fern direkte Hilfe leisteten, die staatlichen finanziellen 
Mittel gestrichen. Diese Passivität der Regierung gegen-
über dem Übereinkommen erklärte Präsident Andrzej 
Duda damit, dass die Vorgängerregierung zu Unrecht 
die Ratifikation betrieben habe und Polen keine zusätz-
lichen Rechtsmittel brauche, um Gewalt in der Familie 
wirksam zu bekämpfen. »Ich habe damals darauf hin-
gewiesen, dass bei uns die Regelung bezüglich Gewalt 
sehr gut ist, funktioniert, angewendet wird, dass die 
Annahme weiterer Regelungen in diesem Bereich unnö-
tig ist, weil es in Polen klappt. Daher müssen wir uns 
nicht zusätzlich zu etwas verpflichten.«[18] Unabhängig 
davon, ob Polen als Land das Übereinkommen kündigen 
wird oder nicht, hat Duda mit Blick auf dessen Verord-
nungen für alle Polen einen »guten« Rat: »Ich sage: vor 
allem nicht anwenden.«[19] Trotz der Versicherungen 
des Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki, dass der 
Kampf gegen Gewalt absolute Priorität habe,[20] scheint 
die Implementierung der Maßnahmen des Übereinkom-
mens außerhalb seiner politischen Agenda zu bleiben. Er 
kündigt die Verschärfung des unteren Strafmaßes für 
Vergewaltigung und brutale Gewaltakte an, wobei er 
gleichzeitig unterstreicht, dass »dort keine Gewalt auf-
tritt, wo die Sorge um familiäre Bande, um ein norma-
les Zuhause auftritt, wo Liebe herrscht.« Seiner Ansicht 
nach »tritt Gewalt häufiger in informellen Verbindungen 
auf und nicht in denen, die rechtlich bestätigt sind.«[21] 
Mit anderen Worten, Ministerpräsident Morawiecki 
glaubt den statistischen Daten nicht, die zeigen, dass 
die Gewaltopfer innerhalb der Ehe überwiegen.[22] Er 
glaubt, dass das traditionelle Familienmodell die beste 
Art und Weise darstellt, häusliche Gewalt und Gewalt 
gegen Frauen in Polen zu verhüten.

Frauenrechte in Zeiten des Populismus
Die ungleiche Behandlung der Geschlechter ist ein ver-
breitetes Phänomen auf der ganzen Welt. Sogar die Län-
der, die sich mit dem höchsten Indikator für Gleichberech-
tigung schmücken können,[23] stehen immer noch vor 
vielen Herausforderungen und haben noch einen langen 
Weg bis zur tatsächlichen Chancengleichheit für Frauen 
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und Männer vor sich. In den letzten Jahren trat allerdings 
in vielen Ländern ein außerordentlich beunruhigender 
Trend auf, und zwar eine Anti-Frauen-Politik, die den 
Frauen häufig ihre Rechte nimmt und sie neuen Gefähr-
dungen aussetzt. Aus dem neuesten Bericht der interna-
tionalen humanitären Organisation Oxfam geht deutlich 
hervor,[24] dass für Frauen neue Zeiten angebrochen sind. 
Bestätigt wird diese Tatsache dadurch, dass innerhalb der 
letzten fünf Jahre die Direktzahlungen von Spendern 
für Frauenrechtsorganisationen um mehr als die Hälfte 
zurückgingen. In den USA war die Kürzung der öffentli-
chen finanziellen Mittel für Organisationen, die sich für 
die bewusste Familienplanung einsetzen, eine der ers-
ten politischen Entscheidungen des Präsidenten Donald 
Trump. Sie betraf alle internationalen Nichtregierungs-
organisationen, die im Rahmen ihrer Tätigkeiten für die 
reproduktive Gesundheit sowie die Familienplanung auch 
Hilfe beim Zugang zu Abtreibung anbieten. Die Verei-
nigten Staaten gaben jährlich zirka 600 Millionen Dol-
lar für die internationale Unterstützung von Programmen 
zur Familienplanung und für reproduktive Gesundheit 
aus. Bezogen auf den Zugang zu Verhütungsmitteln nutz-
ten durchschnittlich 27 Millionen Frauen weltweit die 
Hilfe dieser Organisationen.[25] »Dies ist ein kritischer 
Moment für die Frauenrechte auf der Welt, denn der Fort-
schritt, für den wir seit Jahrzehnten so schwer gekämpft 
haben, ist bedroht«, betont die Vertreterin der Organisa-
tion, Nikki van der Gaag.[26] Die konsequente Politik 
gegen Frauen ist also nicht nur ein polnisches Phänomen. 
Was verursachte es aber, dass die Frauenrechte, die ohne-
hin nie zu den prioritären politischen Agenden der Län-
der gehörten, nun vor neuen Gefahren stehen?

In den letzten Jahren ließ sich in vielen westlichen 
Ländern ein Anstieg der populistischen Kräfte beobach-
ten.[27] In Europa ist die gesellschaftliche Unterstüt-
zung für solche Gruppierungen sowohl auf der nationa-
len als auch auf der europäischen Ebene mehr als doppelt 
so groß wie in den 1960er Jahren.[28] Sogar in den 
Ländern, in denen populistische Gruppierungen keine 
bedeutende Rolle im Parlament spielen, sind ihre Narra-
tive deutlich vernehmbar und wirken mit enormer Kraft 
auf die öffentliche Meinung, wie das Beispiel des Brexit 
zeigt. Welche Verbindung besteht hier zu den Frauen-
rechten? Die Anfälligkeit der europäischen Gesellschaf-
ten für populistischen Nationalismus ist keine schlichte 
Konsequenz aus der Wirtschafts- und Finanzkrise des 
Jahres 2008, sondern hat ausdifferenzierte gesellschaft-
lich-kulturelle Ursachen.[29] Nach der These von Pippa 
Norris ist der gegenwärtige autoritäre Populismus eine 
spezifische kulturelle Konterrevolution,[30] ein Versuch, 
die Entwicklungsrichtung der westlichen Gesellschaf-
ten auf der Ebene der Werte umzukehren. In diesem 
Paradigma ist der Populismus eine Reaktion auf Ver-

änderungen wie die Emanzipation der Frauen, ethni-
scher, religiöser und auch sexueller Minderheiten. Der 
Wahlsieg der PiS in den Parlamentswahlen 2015 und der 
Anfang des sogenannten guten Wandels lassen sich unter 
unterschiedlichen Aspekten analysieren, wie der sozia-
len Ungleichheit oder der Wahlversprechen, beispiels-
weise in Form des Programms »500 plus«. Mit Sicherheit 
aber spielte die Renaissance starker religiös-konservativer 
Tendenzen in der Gesellschaft eine Schlüsselrolle.[31] 
Die Werte sind eine der Hauptachsen der Spaltung der 
polnischen Gesellschaft. Die Spaltung wird durch die 
aktive Einmischung der katholischen Kirche in das poli-
tische Leben Polens aufrechterhalten.[32] Ihre herausra-
gende Position im öffentlichen Leben bildete sich in den 
1980er Jahre aus, als in Polen die Systemtransformation 
voranschritt. Die Tatsache, dass die katholische Kirche 
damals die einzige Institution war, die von den kommu-
nistischen Machthabern als reale politische Kraft behan-
delt wurde, ließ die Politiker sie als ständigen Bestandteil 
der politischen Bühne betrachten. Nach der Machtüber-
nahme durch die PiS im Herbst 2015 wurde klar, dass 
der Einfluss der Amtskirche auf politische Entscheidun-
gen stärker und sichtbarer werden würde und weltan-
schauliche Themen auf die politische Agenda zurück-
kehren würden.[33] Und dazu kam es auch.

Die hier dargestellten politischen Entscheidungen 
zeigen deutlich, dass die Politik der aktuellen Regierung 
konsequent gegen Frauen gerichtet ist. Allerdings muss 
unterstrichen werden, dass auch keine der Vorgängerre-
gierungen die Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern zu den Prioritäten ihrer politischen Agenda zählte. 
Die Frauen in Polen werden weder im öffentlichen Leben 
noch im privaten Bereich gleich behandelt. Sie werden 
häufig auf dem Arbeitsmarkt diskriminiert, sie haben 
keinen gleichen Zugang zum Gesundheitssystem oder 
zu politischen Positionen.[34] Hinzu kommt eines der 
restriktivsten Abtreibungsgesetze in Europa. Es musste 
eine reale Gefahr für ihre Gesundheit und ihr Leben in 
Gestalt des Gesetzesentwurfs »Stopp die Abtreibung« auf-
treten, damit sie endlich auf die Straße gingen. Sie muss-
ten auf die Zeiten warten, dass ihnen die Regierung aktiv 
ihre Rechte nimmt, um zu verstehen, dass Frauenrechte 
Menschenrechte sind, um die man kämpfen muss.[35]

Der Erste Gesamtpolnische Frauenstreik war mit 
Sicherheit ein Ereignis in der Geschichte der polnischen 
Frauenbewegung, das als einer der größten Erfolge im 
Kampf um die Frauenrechte im Jahr 2016 wahrgenom-
men und bewertet wird.[36] Seit 1989 gingen die Polin-
nen erstmals so zahlreich auf die Straße, was zweifellos 
eine Wende bedeutet, was das Ausmaß der Mobilisierung 
und des gemeinsamen Handelns betrifft. Immer zahlrei-
chere Frauenproteste auf der ganzen Welt weisen auf posi-
tive Veränderungen im Bewusstsein der Frauen und der 
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Frauenbewegung hin. In Polen scheint eine wesentliche 
Frage zu sein, ob der Sturm um das Abtreibungsrecht aus-
reicht, damit die Frauen ihren solidarischen Kampf um 
ihre Rechte aufrechterhalten. Mit Sicherheit ist es aktuell 
eine der größten Herausforderungen der feministischen 
Bewegung, Frauen über die Folgen konkreter politscher 

Regierungsentscheidungen für ihr Leben zu informie-
ren und aufzuklären. Es scheint, als könne der kulturelle 
backlash vor allem mit Hilfe der Kraft derjenigen gesell-
schaftlichen Gruppen aufgehalten und bekämpft werden, 
denen die populistische Politik am meisten schadet.[37]
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UMFRAGE

Familienpolitik, Geschlechtergleichstellung und »Schwarze Proteste«

Grafik 1: Wie würden Sie die Aktivitäten der Regierung von Ministerpräsidentin Beata Szydło 
seit Beginn in folgenden Bereichen beurteilen? (%)
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Grafik 2: Geschlechtergleichstellung: Stimmen Sie den folgenden Aussagen zu oder nicht? (%)

Quelle: CBOS Komunikat z Badań Nr. 157/2017: Stosunek do równouprawnienia płci – Polska vs. kraje muzułmańskie [Das Verhält-
nis zur Geschlechtergleichstellung – Polen gegenüber islamischen Ländern]. Warszawa 11/2017. <www.cbos.pl>
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können nicht gleichzeitig gute 
Mütter und Ehefrauen sein.

Frauen sind zu emotional, als 
dass sie leitende Positionen 
übernehmen könnten.

Frauen sollten die Politik den 
Männern überlassen.

Der Ehemann, der für den Le-
bensunterhalt der Familie sorgt, 
hat das Recht auf Sex mit seiner 
Ehefrau, wann er will.

Die Ausbildung der Söhne ist 
wichtiger als die der Töchter.

http://www.cbos.pl
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Grafik 3: Die »Schwarzen Proteste«: Haben Sie persönlich… (%)*
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insgesamt Männer Frauen

sich für den Verlauf der Proteste interessiert, zum Beispiel die Berichterstattung verfolgt, etwas zu dem Thema gelesen?

sich schwarz gekleidet, aus Solidarität mit den Protestierenden?

teilgenommen an Demonstrationen im Zusammenhang mit dem »Schwarzen Protest«?

*Aus Protest gegen die mögliche Verschärfung des Abtreibungsrechts gingen im Oktober 2016 landesweit Tausende Frauen schwarz geklei-
det auf die Straße.
Quelle: CBOS Komunikat z Badań Nr. 165/2016: Polacy o prawach kobiet, »czarnych protestach« i prawie aborcyjnym [Die Polen über 
Frauenrechte, die »Schwarzen Proteste«, und das Abtreibungsrecht]. Warszawa 11/2016. <www.cbos.pl>

Grafik 4: Unterstützen Sie im Allgemeinen die »Schwarzen Proteste« oder sind Sie dagegen? 
(%)*

*Aus Protest gegen die mögliche Verschärfung des Abtreibungsrechts gingen im Oktober 2016 landesweit Tausende Frauen schwarz geklei-
det auf die Straße.
Quelle: CBOS Komunikat z Badań Nr. 165/2016: Polacy o prawach kobiet, »czarnych protestach« i prawie aborcyjnym [Die Polen über 
Frauenrechte, die »Schwarzen Proteste«, und das Abtreibungsrecht]. Warszawa 11/2016. <www.cbos.pl>
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Männer
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Ich unterstütze sie entschieden. Ich unterstütze sie eher. Ich bin eher dagegen. Ich bin entschieden dagegen. schwer zu sagen

http://www.cbos.pl
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POLEN-ANALYSEN NR. 212, 06.02.2018 10

Grafik 5: Was sind für Sie die »Schwarzen Proteste«? Sind sie vor allem… ? (%)
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ein Ausdruck des Widerstands gegen die Verschärfung des
Abtreibungsrechts

eine Form des Kampfes der Frauen für gleiche Rechte

ein Ausdruck des Widerstands gegenüber der PiS-Regierung*

ein Ausdruck der Unterstützung für die Lockerung des
Abtreibungsrechts

ein Ausdruck des Engagements gewöhnlicher Menschen für öffentliche
Angelegenheiten

ein Ausdruck der Ansichten einer kleinen Gruppe, die versucht, der
Mehrheit ihre Meinung aufzuzwingen

ein Ersatzthema, vollkommen unwesentlich in Anbetracht der
Probleme des Landes

schwer zu sagen

*PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
Anm.: Die Summe der Angaben ergibt mehr als 100 %, da beliebig viele Antworten gegeben werden konnten.
Quelle: CBOS Komunikat z Badań Nr. 165/2016: Polacy o prawach kobiet, »czarnych protestach« i prawie aborcyjnym [Die Polen über 
Frauenrechte, die »Schwarzen Proteste«, und das Abtreibungsrecht]. Warszawa 11/2016. <www.cbos.pl>

CHRONIK

23. Januar 2018 – 5. Februar 2018
23.01.2018 Elżbieta Rafalska, Ministerin für Familie, Arbeit und Sozialpolitik, und Ministerpräsident Mateusz Morawiecki 

stellen das sozialpolitische Programm für Senioren bis 2030 »Sozialpolitik gegenüber älteren Menschen 2030. 
Sicherheit. Teilhabe. Solidarität« vor. U. a. sollen rechtliche Fragen im Zusammenhang mit Pflegebedürftigkeit 
geregelt und Betreuungsstandards aufgestellt werden.

24.01.2018 Auf der Fraktionssitzung der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) wird beschlossen, eine Gesetzesno-
velle, »Paket für die Frauen«, in den Sejm einzubringen, die den seit 1993 geltenden »Abtreibungskompromiss« 
bestätigt (eine Abtreibung ist legal, wenn Gefahr für die Gesundheit und das Leben der Schwangeren besteht, 
der Fötus eine irreversible, schwere Behinderung oder Krankheit aufweist oder die Schwangerschaft infolge einer 
Straftat eintrat) und die Kostenübernahme für Verhütungsmittel und künstliche Befruchtung sowie pränatale 
Diagnostik und Sexualkundeunterricht mit umfasst.

http://www.cbos.pl
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26.01.2018 Der Sejm verabschiedet mit 279 Stimmen, fünf Gegenstimmen und 130 Enthaltungen eine Novelle des Geset-
zes über das Institut des Nationalen Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Pol-
nische Nation (Instytut Pamięci Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu). Diese 
sieht eine Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren vor, wenn der polnischen Nation oder dem polni-
schen Staat öffentlich und entgegen den Fakten die Verantwortung oder Mitverantwortung für Verbrechen zuge-
schrieben werden, die von Deutschland in der Zeit des Nationalsozialismus begangen wurden, oder für andere 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, den Frieden sowie Kriegsverbrechen. Die gleiche Strafe droht, wenn die 
Verantwortung der tatsächlichen Täter verringert wird. Die Freiheit der Wissenschaften und der Künste und die 
Freiheit historischer Diskussionen sollen von dem Gesetz nicht eingeschränkt werden. Das Gesetz wird zur wei-
teren Bearbeitung an den Senat weitergeleitet. 

27.01.2018 Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu spricht sich entschieden gegen die am Vortag im Sejm ver-
abschiedete Gesetzesnovelle aus und weist die Botschafterin Israels in Warschau an, Ministerpräsident Mateusz 
Morawiecki die deutliche Ablehnung des Gesetzes durch Israel zu vermitteln. Das israelische Außenministerium 
fordert die polnische Regierung auf, die Gesetzesnovelle noch vor der Fortsetzung des Gesetzgebungsprozesses 
zu ändern. Der Regierungschef und das Außenministerium Israels betonen, dass die historische Wahrheit nicht 
geändert und der Holocaust nicht negiert werden dürfe. Kritiker befürchten, dass mit dem Gesetz verhindert wer-
den könne, beispielsweise die Kollaboration von polnischen Bürgern mit dem nationalsozialistischen Deutsch-
land aufzuarbeiten. 

27.01.2018 Im ehemaligen nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau findet die 
jährliche Gedenkfeier anlässlich der Befreiung des Lagers im Jahr 1945 durch die Rote Armee statt. Ministerprä-
sident Mateusz Morawiecki erinnert daran, dass in der internationalen Holocaust Gedenkstätte Yad Vashem in 
Israel fast 7.000 Polen als Gerechte unter den Völkern aufgenommen sind. Dies gebe aber nicht die Wahrheit und 
die Realität unter der nationalsozialistischen Besetzung wieder. In Yad Vashem fehle noch der Baum der Gerech-
ten für das Land Polen. Die israelische Botschafterin in Warschau, Anna Aziri, bekräftigt in ihrer Rede die Kri-
tik Israels an dem am Vortag im Sejm verabschiedeten Gesetz über das Institut des Nationalen Gedenkens, Kom-
mission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci Narodowej, Komisja 
Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu). 

27.01.2018 Der US-amerikanische Außenminister Rex Tillerson trifft sich in Warschau mit Ministerpräsident Mateusz Mora-
wiecki und Außenminister Jacek Czaputowicz. Thematisiert werden Fragen der internationalen Sicherheit und 
der bilateralen Zusammenarbeit, insbesondere der Energiesicherheit. Czaputowicz betont die Bedeutung des US-
amerikanischen Flüssiggasimports via Polen für die Diversifizierung der Energielieferungen nach Europa. Außer-
dem werde sich Polen für eine Verstetigung der Präsenz der US-Streitkräfte in Polen im Rahmen der NATO ein-
setzen, die das Gefühl der Sicherheit in Polen stärke. Am Vortag fand ein Treffen zwischen Tillerson und Präsi-
dent Andrzej Duda statt.

28.01.2018 Der Geschäftsführer des World Jewish Congress (WJC), Robert Singer, kritisiert das in der vergangenen Woche 
vom Sejm verabschiedete Gesetz, das u. a. die Bezeichnung »polnische Vernichtungslager« unter Strafe stellt, 
wenn es um nationalsozialistische Vernichtungslager auf von Deutschen besetztem polnischem Gebiet während 
des Zweiten Weltkriegs geht. Die Sensibilität der Polen sei verständlich, doch sei es ein gefährlicher Fehler, dieje-
nigen zu kriminalisieren, die die falsche Bezeichnung verwenden. Nicht mittels einer Kriminalisierungskampa-
gne, sondern mit Hilfe von Bildung müsse sich eine Änderung einstellen. Außerdem könne das Gesetz eine Auf-
arbeitung der Kollaboration von polnischen Bürgern mit den Nationalsozialisten verhindern. 

28.01.2018 In einem Telefonat wegen der Verabschiedung des scharf kritisierten Gesetzes über das Institut des Nationalen 
Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci Naro-
dowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu) in der vergangenen Woche vereinbaren Minis-
terpräsident Mateusz Morawiecki und der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu die umgehende Ein-
berufung einer bilateralen Expertengruppe für den historischen Dialog zwischen beiden Ländern. Morawiecki 
unterstreicht, dass der Dialog nicht die souveränen Entscheidungen des polnischen Parlaments betreffen dürfe. 

29.01.2018 Der Chef der Präsidialkanzlei, Krzysztof Szczerski, und die Botschafterin Israels in Warschau, Anna Azari, 
besprechen Formulierungen des in der vergangenen Woche im Sejm verabschiedeten Gesetzes über das Institut 
des Nationalen Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Insty-
tut Pamięci Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu). 
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29.01.2018 In Warschau treffen sich im Rahmen des »Weimarer Dreiecks« (Deutschland, Frankreich, Polen) der stellvertre-
tende Außenminister Bartosz Cichocki, Maurice Gourdault-Montagne, Generalsekretär des französischen Außen-
ministeriums, und Walter Lindner, Staatssekretär im Auswärtigen Amt. Thematisiert werden die Intensivierung 
der Zusammenarbeit und die Sicherheitslage in der europäischen Nachbarschaft. Cichocki weist auf die militä-
rische Aufrüstung Russlands, fehlende Fortschritte im russisch-ukrainischen Konflikt, die Verschlechterung der 
wirtschaftlichen und humanitären Situation auf der von Russland besetzten Krim und die Aktivitäten Russlands 
mit dem Ziel der Destabilisierung der Lage u. a. in EU-Staaten hin. Weiter betont er das Engagement Polens in 
Krisenregionen, um Flüchtlingsursachen zu bekämpfen. 

31.01.2018 Das Finanzministerium teilt mit, dass das Haushaltsdefizit im Jahr 2017 mit 25,4 Mrd. Zloty um 42,7 % gerin-
ger ausfiel als veranschlagt (59,3 Mrd. Zloty). Zurückzuführen sei dies u. a. auf die höheren Steuereinnahmen, 
insbesondere der Mehrwertsteuer. 

01.02.2018 Der Senat stimmt in der Nacht vom 31.01. auf den 01.02. mit 57 Ja-Stimmen, 23 Nein-Stimmen und zwei Enthal-
tungen ohne Korrekturen für das umstrittene, auch international scharf kritisierte Gesetz über das Institut des Natio-
nalen Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci 
Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu). Kritiker bemängeln unpräzise Formu-
lierungen des Gesetzes und befürchten, dass die Erforschung der Mitverantwortung von polnischen Bürgern für 
die von den Nationalsozialisten während des Zweiten Weltkriegs verübten Verbrechen unterbunden werden kann. 

01.02.2018 In einer Ansprache an die Bevölkerung aus Anlass der Verabschiedung des umstrittenen Gesetzes über das Institut des 
Nationalen Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci 
Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu) in der Nacht versichert Ministerpräsident Mateusz 
Morawiecki, dass die Freiheit der Debatte über den Holocaust nicht eingeschränkt werde und Polen »im Kampf gegen 
falsche Behauptungen über die Beteiligung des polnischen Staates an der deutschen Verbrechensmaschinerie auf der Seite 
der Wahrheit« stehe. Die Verbreitung von Wissen über den Holocaust sei nicht nur Aufgabe Israels, sondern auch Polens.

01.02.2018 Die Sprecherin des US-amerikanischen Außenministeriums, Heather Nauert, bekräftigt die Aufforderung des 
Außenministeriums an die polnische Regierung, die Folgen des vom Sejm und vom Senat verabschiedeten Geset-
zes über das Institut des Nationalen Gedenkens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Pol-
nische Nation (Instytut Pamięci Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu) noch-
mals zu überdenken. Das Außenressort sei besorgt über im Zusammenhang mit dem Gesetz auftretende Span-
nungen zwischen den USA und Polen sowie Polen und Israel. Am Vortag hatte sich das State Department an 
Polen gewandt, die Debatte über den Holocaust nicht zu beschränken. 

02.02.2018 In der Antwort auf einen Brief an Präsident Andrzej Duda, den acht Abgeordnete der Gruppe zur Bekämpfung 
des Antisemitismus des US-amerikanischen Kongresses Mitte der Woche geschrieben hatten, verurteilt der Lei-
ter des Präsidentenkabinetts, Kryzsztof Szczerski, Fälle von Kollaboration polnischer Bürger gegenüber Juden 
während des Zweiten Weltkriegs. Die polnische Exilregierung habe jedoch anders als andere europäische Länder 
nicht mit Deutschland kollaboriert. Vielmehr habe der Polnische Untergrundstaat die Verfolgung der jüdischen 
Bevölkerung unter Strafe gestellt. Daher widerspreche Polen heute, wenn Polen als Staat oder der polnischen 
Nation als Ganzer die Verantwortung oder Mitverantwortung für die Vernichtung der Juden während des Zwei-
ten Weltkriegs zugeschrieben würde. In ihrem Brief hatten die US-Abgeordneten Duda aufgefordert, sein Veto 
gegen das in der vergangenen Woche vom Sejm verabschiedete Gesetz über das Institut des Nationalen Geden-
kens, Kommission für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci Narodo-
wej, Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu) einzulegen. Sie seien tief beunruhigt, dass das 
Gesetz den Dialog über eine Verantwortung polnischer Bürger in Bezug auf den Holocaust beeinflussen könne. 

03.02.2018 In einer Pressemitteilung zum kontroversen Gesetz über das Institut des Nationalen Gedenkens, Kommission 
für die Verfolgung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci Narodowej, Komisja Ścigania 
Zbrodni przeciwko Narodowi Polskiemu) unterstreicht Außenminister Sigmar Gabriel, dass der von den Natio-
nalsozialisten organisierte Massenmord von Deutschland begangen worden sei und einzelne Fälle von Kollabora-
tion daran nichts ändern würden. Weiter sagt er, zur Aufarbeitung der eigenen Geschichte gehöre, dass die Opfer 
uneingeschränkt über das erfahrene Leid sprechen dürften. Polen könne sich darauf verlassen, dass Deutschland 
jede Art von Geschichtsverfälschung, wie den Begriff »polnische Konzentrationslager«, scharf verurteile.

05.02.2018 In einem offenen Brief appellieren 18 ehemalige Botschafter und Diplomaten der Republik Polen an Präsident 
Andrzej Duda, das kontroverse Gesetz über das Institut des Nationalen Gedenkens, Kommission für die Verfol-
gung von Verbrechen gegen die Polnische Nation (Instytut Pamięci Narodowej, Komisja Ścigania Zbrodni prze-
ciwko Narodowi Polskiemu) nicht zu unterzeichnen, sowie an die Politiker des Regierungslagers, zu einer proeu-
ropäischen und prowestlichen Politik zurückzukehren. 

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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